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HINWEISE 
auf Probleme/Fragen für Gespräche in Moskau 

1. Wie wird der Stand der Vorbereitung des Gipfeltreffens s. 13 - 17 


Gorbatschow - Reagan in Moskau eingeschätzt; welche für die 

weitere internationale Lageentwicklung bedeutsamen Ergeb

nisse sind even t ue ll zu erwarten? 

Worin werden weiterhin die größten Probleme und Schwierigkei
ten gesehen? 


Oaraus insgesamt abzuleitende Erfordernisse/Schwerpunkte für 
die weitere Arbeit der Sicherheltsorgane; eventuelle Erforder
nisse im Zusammenhang mit der konkreten Absicherung des Auf
enthaltes von Reagan in der UdSSR. 

2. Einschätzung der Aussichten für das Zustandekommen des Ver - S. 18 - 20 

trages über die 50%ige Reduzierung der strategischen Offensiv
waffen bis zum Gipfeltreffen; Vorstellungen zum weiteren Vor
gehen bei Verzögerung durch USA. 

Gibt es bestimmte Veränderungen in der Haltung der UdSSR zu 

SOI (siehe jüngste Äußerung von Karpow dazu) und im Zusammen

hang damit zum ABM-Vertrag? 


3. Werden hinsichtlich der Realisierung des Vertrages über s. 21 - 26 

die Mittelstreckenraketen (einschließlich der Inspektionen) 

zu beachtende Probleme und Schwierigkeiten gesehen? 


4. Einschätzung der Au~sichten für das Zustandekommen einer 5. 27 - 28 

Konvention über das weltweite Verbot der chemischen Waffen, 

besonders angesichts der ablehnenden Haltung der USA und 

Frankreichs. 
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5. Gibt es neue beachtenswer te Überlegungen zum weiteren Vor- S. 29 - 30 


gehen auf dem Gebiet der konventionellen .Abrüstung? 


Welche Vorstellungen gibt es , den Erpressungsversuchen der 


westlichen Staaten auf der KSZE-Folgekonferenz in Wien wirk


s amer zu begegnen, die Zustimmung zu einem Mandat für Ver


handlungen abhängig zu machen von sicherheitspolitisch nicht 


oder schwerlich zu vertretenden "Verpflichtungen'', besonders 

im Korb 3? 


6. Welche Vorstellungen bestehen, im weiteren Verlauf der S. 31 - 34 


KSZE-Nachfolgekonferenz in Wien zu gewährleisten, daß bei An

erkennung der Notwendigkeit politischer Kompromisse dennoch 

nicht "Verpflichtungen'' akzeptiert werden, die dem Gegner bre i 

t ere Möglichkeiten der Drucka usübung, der Einmischung in innere 


Angelegenheiten, der Formierung innerer feindlicher un d oppo


sitioneller Kräfte und des ''legalen" Zusammenwirkans innerer 

und äußerer Feinde eröffnen? 


(Zum Beispiel Bi ldung bzw. Respektierung von "Helsinki - Überwa


chungsgruppen''; Kontrolle der Reali sierung durch Einzelper

sonen; Einrä umung des Rechts auf ungehindertes Ver la ssen des . 


Landes und Rückkehr; Ersetzung des empfehlenden Charak ters 

von KSZE-Fest l egungen durch ''Ve rpflichtungen'' ) 


Sollten solche sicherheits~olitisch bedeutsamen Probleme 

nicht auf hoher politischer Ebene und un ter Beachtung der 

Sicherheitsi nteressen aller sozialistischen Staaten abge
stimmt und en t sch ieden werden (nichtauf der Ebene der 

Delegationen)? 
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7. Welche Entwicklungen und Vorg~nge, bezogen auf die Interna S. 35- 3~ 

tionale Lage, vor allem die Krisen- und Konfliktherde, werden 
gesehen, aus denen besondere Gefahren und sicherheitspolitische 
Probleme für die sozialistische Staatengemeinschaft erwachsen 
können bzw. bereits erkennbar sind? Welche besonderen Erforder
nisse ergeben sich für die Arbeit der Sicherheitsorgane hin-
sichtlich bestimmter Schwerpunkte? 

8. Wie werden speziell die Perspektiven zur Lösung des Afghanistan-
Problems eingeschätzt? 5. 37 - 38 

9. Welche Erkenntnisse liegen vor, aus welchen Plänen , Absichten S. ~-~ 
und Vergehensweisen des Gegners besondere Gefahren für die 
Einheit und Geschlossenheit der sozialistischen Staatengemein
schaft und für die Sicherheit einzelner soziali s tischer Staaten 
erwachsen? 
Welche Möglichkeiten werden gesehen, entsprechende Erkenntnisse 
in den ein~elnen soz ial istischen Staaten insgesamt besser nutz 
bar zu machen , um ein offensiveres Vorgehen und eine wirksamere 

Bekämpfung dieser strategischen Pläne und Vergehensweisen des 
Gegners zu gew~hrleisten? 

Welche Vor~tellungen/Uberlegungen seitens des KfS gibt es, 
wie - eingeordnet in die strategischen Zielstellungen unser er 
Parteien - die strategische Konzeption der Bekämpfung des Geg

ners, die Wirksamkeit unserer gesamten Arbeit weiter entwickelt 
bzw. erhöht werden müßte , besonders angesichts solcher sicher
heitspolitisch bedeutsamen Entwicklungen wie 

- des zunehmenden Mißbrauchs politischer Beziehungen, Kontakte, 
Besuche westlicher De legat ionen und Politiker für die unmittel
bare Unterstützung innerer feindlicher Kr~fte (''Lega lisierung'' 
des Wirkens solcher Kräfte), 
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- der Erweiterung des '' inneren Oppositionspotentials'' und der 
Versuche zur Zusammenführung feindlicher Krä fte verschiedener 
Schattierungen sowie ihres engeren Zusammenwi rkens mit den 
gegnerischen Zentren und Kräften im Westen, 

- der gezielten Nutzung innerer Entwicklungsprobleme und der 
Wege zu ihrer Lösung i n einzelnen sozi alist ischen Staa t en 
f ür Angri ffe gegen ande re sozialistische Staaten und für 
die Mobilisierung und Zusammenfü hrung feindlicher Kräfte, 

- verstärkter Versuche zur Politisierung der Kirchen und zu 
ihrem.Ausbau als gesellschaftspolitischer Machtfaktor, 

- der Förderung und Ausnutzung nationalistischer Erscheinungen 
und Kräfte sowie nationaler Besonderheiten und Probleme. 

10. Wie werden in diesem Zusammenhang die Vorkommnisse mit S. 53 - 54 
bestimmten Nationa litäten, nationalen Minderheiten, natio
na listischen Kräf ten in einigen Gebieten der UdSSR (Armenien, 
Aserbaidshan, baltische Republiken, Krimtataren) eingeschätzt? 

Welche Erkenntnisse über gegnerische Einflüsse und das Wirken 
innerer feindliche r Kräfte, die Rolle von Geheimdiensten, 
anderen feind l ichen Zentren und Kräften liegen vor und welche 
Aufgaben event ue ll auch in Richtung Operationsgebiet ergeben 

sich daraus ? 

Welche weiteren Gefahren und Sicherheitserfordernisse werden 
insgesamt aus di esen Entwickl ungen gesehen; wie kann eine 
wirks ame re Informierung auf unserer Linie dazu gewährleistet 

werden? 
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11 Welche neuen, eventuel l auch für das ~fS bedeutsamen Er- S. 55 - 57 
kenntnisse liegen vor zur Entwicklung de• pol1t1scn-opera•iven 
Lage in der UdSSR, result~erend 

- aus den Prozessen der Umgestaltung aus "Perestrojka'' und 
"G lasnost " • 

- aus den Erscheinungen des Widersta ndes verschiedener Kräfte 
gegen diese Entwicklung, 

- aus der Formierung und den Aktivitäten innerer feindlicher, 
oppositioneller und anderer durch den Gegner ausnutzbarer 

Kräfte? 

~elche Erkenntnisse und Erfahrungen wurden vom ~fS in 01esem 
~anpf gewonnen; 1st ~1• den Oisherigen 4u:gabenstellungen, 
~itteln und Methoden der politisch-operativen Arbeit laucn 
hinsichtlich oes Verhältnisses der Anwendung politischer und 
rechtlicher Mittel) den sich aus der Lageentwicklung ergeben
den Sicherheitserfordernissen gerecht zu werden? 

Gibt es in diesem Zusammenhang seitens des KfS Vorstellungen/ 
Uberlegungen, wie di e Zusammenarbeit zwischen KfS und MfS, 
aber auch mit andere n Bruderorganen , weiter ausgebaut und ver
vollkommnet werden sollte, um insgesamt eine effektivere Be
kämpfung sowohl des Gegners von außen als auch innerer feind
licher Krafte in unseren Ländern zu gewährleisten? 

12. Welche für unse~e politisch-operative Arbe1t bedeutsamen 5. 58- 60 

Erfordernisse werden iQ Hinblick auf die we~tere Politik der 
UdSSR gegenüber der BRO, den weiteren Ausbau der Beziehungen 
auf den verschiedensten Gebieten - besonders auch 1m Zusa~men-
hang mit den vereinbarten Besuchen auf höchster Ebene - gesehen? 
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Liegen dem Kf5 eventuell neue Erkenntnisse vor, wie der Gegner 

die Entwicklung der Beziehungen zwischen der DDR und der BRD 
zu stören bzw. zu mißbrauchen ~ersucht und welche Probleme 
dabel insgesam~ s~ärker beachtet werden sollten? 

13. G1bt es ne~ere Vors~ellungen zur weiteren Pol1tik der UdSSR ~ Q-~ 
gegenüber Westberlln, zur we1teren Gestaltung oer Beziehungen 
und zur we1teren Durchsatzung des Viersei~igen Abkommens un~er 
besonderer Beach<ung der sogenannten Westberlin-Initiative 
der Wes~mächte, oer Bestrebungen und Maßnahmen zur stärkeren 
Integration Westberlins in die EG und in die BRD sowie der 
Ausnutzung Westberlins im Kamp! gegen den Sozialismus? 

14. Auf welchen Gebieten werden weitere Erfordernisse bzw. 

Reserven fü r eine Vertiefung der Zusammenarbeit zwischen KfS 
und MfS, für die Festigung unserer Kampfgemeinschaft gesehen? 

Welche Möglichkeiten werden gesehen, durch unsere Arbeit, durch 
unser Zusammenwirken noch wirksamer zur Vertiefung des Bruder
bundes unserer Parteien, Staaten und Völker beizutragen? 



8StU 
onnns& 

HINWE ISE 

für das Arbeitsgespräch beim Vorsitzenden des KfS, 

Genossen Armeegeneral TSCHEBRIKOW, am 25./26. 4 . 1988 
• 

in Moskau 
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Dank für die uns erneut gegebene Möglichkeit, heute 

wieder über e~nige Probleme Meinungen und Erfahrungen 

austauschen zu können. 

(Seit letzten Zus.ammenkunft in Moskau nunmehr 3 Jahre 

ver gangen, sehr bedeutsame und ereignisreiche Jahre.) 

Zunächst nochmals herzliche Kampfesgrüße des General

sekretär des ZK, Genossen Erich Honecker, auch des 
-~~-e.... . 


Genossen Egon Krenz und aller bekannten Genossen der 

Partei- und Staatsführung -ebenso meiner Stellvertreter 

und aller Mitglieder des Kollegiums des MfS und der 

Kreisleitung der SED übermitteln. 

Kampfesgrüße all er Tsch ekisten der DDR. 

Alle Genossen messen der Zusammenarbeit unserer Organe 

größte Bedeutung bei. 

Ich möchte auch meiner besonderen Freude Ausdruck ver 

leihen, wenige Tage vor dem Jahrestag dss Sieges und 

der Befreiung in Moskau, der Hauptstadt des ruhmreichen 

Sowjetlandes, weilen zu können. Ich betrachte das auch 

als einen Ausdruck des in vielen Jahrzehnten gewachsenen 

und gestählten Kampfbündnisses der sowjetischen und 

deutschen Kommunisten und Tschekisten. 
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Der Anlaß meines jetzigen Aufenthaltes in Hoskau Ist 

ein für ~ich besonders freudiger. :eh stehe noch völlig 

unter dem Eindruck der Ehrung mit der höchsten Auszeichnung 

der UdSSR. Ich sehe d1e hohe Würdigung meiner Arbeit 

zugleich als Anerkennung für die Partei, der ich diene, 

für den gemeinsamen Kampf unserer Parteien, Staaten 

und Völker. 

Mir ist es ein tiefes Bedürfnis, Ihnen, werter Genosse 

Viktor Michailowitsch, den anderen führenden Genossen 

des Komitees für Staatssicherheit, sehr herzlich zu 

danken fü r die große Anerkennung meiner Leistungen, 

die mir mit dieser hohen Ehrung zuteil wurde. Ich verstehe 

sie als eine Würdigung der Leistungen aller Angehörigen 

des Ministeriums für Staatssicherheit, als eine besondere 

Würdigung unserer engen Kampfgerneinschaft, der für 

unsere gemeinsame Sache erzielten tschekistischen Arbeits

ergebnisse. In d1esem Sinne verstehen wir unsere Aufgaben 

als einen geneinsamen Klassenauftrag unserer Parteien, 

den wir unter Einsatz all unserer Kräfte zu erfüllen 

haben. 

Bei den Gesprächen geht es mir diesmal nicht um d1e 

Erörterung vieler Fragen der direkten Zusammenarbeit 

unserer Organe auf den verschiedensten Gebieten. Bin 

der Auffassung, daß die Zusammenarbeit guten Stand 

erreicht hat, was nicht heißen soll, daß es nicht auch noch 

Reserven gibt, manches nicht auch noch besser und effektiver 

laufen könnte. 
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Bei dieser Gelegenheit möchte ich meinen Dank dafür 

aussprechen, daß die Z~sammenarbeit auf vielen Gebieten 

noch enger geworden ist. Ein besonderer Dank gebührt 

dabei der Vertretung des KfS in der DDR unter Leitung 

un seres Freundes und Kampfgefährten Gennadi Fjodorowitsch 

Titow. Die Genossen der Vertretung haben u. E. einen 

nicht unbedeutenden Anteil an dieser insgesamt guten 

Entwicklung in unserer Zusammenarbeit (mit welchen 

eigen~n operativen Ergebnissen sie zur Erfüllung der 

Aufgaben des KfS beitragen, das möchte ich doch lieber 

Ihrer Einschätzung, liebe sowjetische Freunde, überlassen). 

Bekanntlich enthält auch unser gemeinsamer Plan des 

Zusammenwirkans für 1988 erneut eine Vie lzahl von Beratungen, 

Treffen usw. auf den verschiedenen Linien; entscheidend 

ist natürlich dabei, daß es zu konkreten Ergebnissen 

kommt, die uns in der gemeinsamen Arbeit weiter voran

bringen. 

Mein Stellvertreter und Leiter der HV A, Genosse General

leutnant Großmann, beabsichtigt, diese Tage und - wenn 

dann noch notwendig - einen Aufentha lt im Mai in Moskau 

zu nutzen, ein Arbeitsgespräch mit dem Leiter der I. Ha upt

verwaltung des KfS, Genossen Armeegeneral Krjutschkow, zu 

Problemen der Zusammenarbeit und der Abstimmung von Maß 

nahmen zwischen den Aufklärun gsorganen zu führen (auch zu 

Prob lemen in Vorbereitung der Konferenz der Leiter der A~f

klärungsorgane im Oktober 1988 in Berlin, die zu einer 

noch engeren Abstimmung führen wird). 



5 

BStU 
onnns2 

Wir schätzen ein, daß sich die Zusammenarbeit zwischen 

HV A und I. Haup~verwaltung des KfS auf allen Linien 

kont1nuierlich en~wickelt und gefes tigt hat. 

Oazu haben wesentlich der Aufenthalt des Genossen Armee

general Kr ju,schkow im Juni 1~87 in Berlin und die 

Konsultationen/Abstimmungen auf den e inzelnen Linien 

der Aufklärung beigetragen. 

Der Inf ormationsaustausch und die konkrete Abstimmung 

bestimmter operativer Aufgaben haben auf allen Linien 

zugenommen. Besonders hervo rheben möchte i ch , daß sich 

z . 8 . di e I nforma ti onsli efer ung der I. Hauptverwa ltung 

auf wissenschaftli ch- tec hni schem Gebie t, auch qua l itativ, 

bedeutend erhöh t , was sicherlich unserer gemeinsamen 

Sache zugute kommt. 

Besondere Bedeutung messe ich auc, der laut Plan für 

das 2. Halbjahr 1~88 in Moskau vorgesehenen Beratung 

zwischen meinem S•ellvertreter, Genossen Generalleutnant 

Schwanitz, urd führenden Genossen des KfS zu Problemen 

der weite=en \ertiefung der Zusammenarbeit auf dem 

Gebiet aer operativ-techn1schen Sicherstellung unserer 

operativen Arbeit be1. 
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Aus den vorgenannten Gründen bin ieh deshalb der Auffassung, 

die jetzigen Gespr~che auf einen . Me inungsa u sta u~ch 

zu einigen Grundfragen des politischen und tschekistischen 

Kampfes konz entrieren zu können. In diese Richtung 

zielten auch die von mir bereits übermittelten Problem-

und Fragestellungen. Das schließt natürlich ein, sowe it 

dies für erforderlich und zweckm~ßig erachtet wird, 

auch über we i ~ergehende konkrete Fragen unserer Zusammen 

arbeit, unseres gemeinsamen ~ampfes zu sprechen. 

Wenn Gen, V, M, Tschebrikow einverstanden i s t, würde ich 

ihn bitten, zunächst selbst das Wo rt zu nehmen und 

zur Beratung der Probleme überzugehen, die aus· der Sicht 

des KfS erforderlich e rsche inen, dabei auch der Fra gen, 

die ich bere its übe r geben habe . 

Ich würde dann s pä te r noch einiges zur Lage in der DDR 

sagen , 
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Zur Lage in der OOR 

Grundsätzlich ist - wie schon in zurückliegenden Jahren 

einz uschätzen, daß die Lage in der DDR politisch stabil 

ist. 

Kenn zeichnend sind dafür u. a. 

- die auf die Verwirklichung der Beschlüsse des XI. 

Pa rteitages und der Orientierungen der Partei gerich

tete Arbeit unserer Menschen und die dabei erzielten 

Ergebnisse, 

- die großen Anstrengungen und Initiativen der Werktätigen 

besonders auf ökonomischem Gebiet, aber auch in allen 

anderen gesellschaftlichen Bereichen. 

Die führende Rolle der Partei wird konsequent durchgesetzt, 

zwischen der Partei und der gr oßen Meh r heit der Werktätigen 

besteht ein enges Ve rtrauensv erhältnis. 

Dabei wird nicht unterschätzt, daß auch 

- noch beträchtliche Zahl von Feinden und politisch 

labilen Menschen vorhanden i st, 
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- die Zahl jener Menschen, die offen ihre Ablehnung 

der ges ell schaftlichen Verhältnisse zum Ausdruck 

bringt, unter dem verstärkten Einfluß des Gegners 

zugenommen hat und 

- der Gegner insgesamt eine größere ideologische Wirksamkeit 

mit allen damit verbundenen Auswirkungen, dazu später 

noch konkretere Hinweise - erzielt . 

Dennoch ist die Lage politisch stabil, wird ·sie politisch 

beherrscht, sind die staatliche Sicherheit, die öffentliche 

Ordnung und Sicherheit voll gewährleistet. Oas spiegelt 

sich vor allem auch in der insgesamt stabilen ökonomischen 

Entwicklung wider. 

Positive volkswirtschaftliche Gesamtentwicklung konnte 

trotz der im Verlauf der Plandurchführung 1?87 aufgetretenen, 

zum Teil komplizierten Proble~e fortgesetzt werden. 

Zu diesen Problemen, darunter auch der Nichterfüllung 

von bestimmten Pl anaufgaben 1987, wurde erst jüngst 

auf der Beratung des Sekreta r iats des ZK unserer Partei 

mit allen 1. Kreissekretären konkret und kritisch Stellung 

genommen. 
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(In Klammern genannte Zahlenwerte sind - soweit vorhanden 

und vergleichbar- von der UdSSR erreichte Ergebnisse.) 

- Das produzierte Nationaleinkomnen stieg 1987 gegenüber 

1986 um ~ ~ (2,3 ~). 

(Hinweis: Zuwachs real 3,6 S, lt. Statistik 4 X. 


Zuwachsrate jedoch seit 1984 - damals noch 5,5 I 

rückläufig.) 


-Die industrielle Warenproduktion erhöhte sich um 3,7 X 

0,8 %) • 

- Die Arbeitsproduktivität in der Industrie stieg um 6,6 % 

(A,l %). 

Das Realeinkommen pro Kopf der Bevö~kerung wuchs um A,6 % 

(2,0 "). 

- In Erfüllung des WohnungsbauprograD~s (Neubau, Rekonstruk

tion und Hodern1sierung - Kernstück des sozialpolitlschen 

Progra~ms) wurden 2lt 186 Wohnungen an die Bevölkerung 

übergeben. 

Oie posi~ive Entwicklung in der Land- , Forst- und Nahrungs 

güterwirtschaf t wurde erfolgre ich fortgesetzt. Ausdruck 

dafür: höchstes Ernteergebnis in der Pflan zenproduktion, 

dabei ha - Ertrag von 45 , 6 dt Getreide, und Obererfüllung des 

geplan ten Aufkommens tierischer Erzeugnisse (Schlachtvieh, 

Milch, Ei er, Wolle). 
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Bei positiver Bilanz kann aber nicht außer acht gelassen 

werden, daß in der Entwicklung der Volkswirtschaft 

der DDR - vor allem in den letzten beiden Jahren 

eine Reihe komplizierter Probleme aufgetreten sind. 

Einige dieser Probleme ganz offen ansprechen: 

Das zur v~rteilung im Inland verfügbare Nationalein 


kommen verringerte s i ch infolge Erlösausfalls auf 


NSW-Märkten und dadurch . notwendig werdende erhöhte 


außerplanmäßige Exporte. 


- Oie Akkumulation ist rückläufig, das hat zunehmend 

nachteilige Auswirkungen auf das erforderliche Niveau 

der Erneuerung und Modernisierung vor allem produktiver 

Grundfonds in Industrie, Landwirtschaft und im Transport

wesen. 

- Wachsende Investitionsrückstände führten zu Ausfällen 

geplanter Produkt ion für Inland und Export (SW und 

NSW). 

- Volkswirtschaftliche Effekte aus geplanten Maßnahmen 

der Wissenschaft und Technik entsprachen nicht den 

Erfordernissen und Möglichkeiten . 
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In Indust~ie und Bauwesen ist ein absoluter Arbeitsk~äfte-

rückgang zu ve~zeichnen; dieser konnte durch ökonomische 

Verwertung der Ergebnisse von Wissenschaft und Technik 

bzw. du~ch Intensivierung/Rationalisierung nicht 

kompensiert werden. 

- Notwendig wurden bedeutende außerplanmäßige Aufwendungen 

zur Beseitigung von Schäden, die 1986/87 durch Brände 

und Havarien entstanden; dadurch Zurückstellung wichtiger 

Investitionen sowie Nachfolgeschäden durch Produktions

ausfälle. 

- Seit 1966 übersteigt prozentual der Zuwachs der Netto

geldeinnahmen der Bevölkerung den Zuwachs des produzierten 

Nationaleinkommens; 1987 im Vergleich zu 1986 wesentlich 

schnelleres Wachstum des Du rchschnittslohnes bei 

Verlangsamung des Wachstumstempos der Arbeitsproduktivität. 

- Für OOR besonders ernstes Problem: 

Oie Zielstellung, die Zahlungsverpflichtungen der 

OOR gegenüber dem NSW zu verringern, wurde seit 1980 

nicht erreicht. 

(Persönlicher Hinweis für Gen . Minister: 

Oie Zahlungsverpflichtungen entwickelten sich wie folgt: 

1980 .......... Mrd. VM 


Ende 1986 .......... Mrd. VM 


Ende 1987 .......... Mrd. VM 


Februar 1988 ... ....... Mrd. VM 
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Ursachen sino u. a .• daß 

zu einem beträchtlichen Teil bei Exportwaren für das 

NSW das wissenschaftlich-technische Niveau nicht aus

reicht; 

die Konkurrenzf ähigkei t auf NSW-Markt nicht ausreichend 

gegeben ist; 

viele Exportwaren geringe Devisenrentabilität erz ielen; 

außerplanmäßige :mporte aus NSW notwendig waren. 

Diese Probleme ver deutlichen, daß wir bei insgesamt stabiler 

ökonomischer Entwicklung dennoch mit den Ergebnissen nicht 

zufrieden sein können , daß schne llere Fortschritte in Ourch 

setzung der ökonomi schen Strategie , besonders i n der Um

setzung, in der ökonomischen Nutzbarmachung des wissen

schaftlich-technischen Fortschritts erforderlich sind. 
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Zu 1.: Gipfe l treffen 29. 5. bis 2. 6. 1988 in Moskau 

(Hinweis für Gen. Minist er: 

Gen. Schewardnadse erklä rte auf Tagung des Komitees der 

Außenminister Ende März in Sofia, daß in USA die Oppo

sition gegen die sowjetisch-amerikaniscee Annäherung 

zunimmt. Bei seinem Treffen mit Shultz im März gelang 

es nicht, auch nur eine einzige wichtige Frage zu lösen. 

Ein Kamprarniß im Zusammenhang mit SOI und ABM-Vertrag 

kam bisher nicht zustande; nicht klar, ob bis Gipfel

tref fe n Vertrag über Halbierung der strategischen Offen

sivwaffen zustandekommt.) 

Nach MfS vorliegenden Angaben von außenpolitischen 

Experten des State Oepartment und des K~ngresses zeuge 

frühe Festlegung des Termins für den Reagan-Besuch in 

Moskau vom starken Interesse der USA und der UdSSR am 

Zustandekommen des Gipfels. Dadurch entstünde für die 

USA und die UdSSR ein Erfolgszwang. 

Auch wenn Reagan das Gipfeltreffen als Krönung seiner 

Präsidentschaft und zur Absicherung eines republikanischen 

Wahlsieges im November 1988 nutzen möchte, sei er an einem 

weiteren Abrüstungsvertrag nicht mehr sehr stark interessiert. 

Ihm genüge eine Absichtserklärung, die für seinen Amtsnach

folger einen begrenzt verbindlichen Verhandlungsrahmen 

fixiert. 



(Shultz und die wichtigsten außenpolitischen Berater des 

Präsidenten würden zumindest eine Absichtserklärung mit 

relativ verbindlichen Eckdaten der Reduzierung und den 

Grundprinzipien der Verifizierung eines START-Abkommens 

anstreben. Die endgültige Fert i gstellung könnte durchaus 

später erfolgen, z. 8. wenn nach einer Nominierung von 

Bush als republikanischer Präsidentschaftskandidat die 

Weichen für Kontinuität in der Nachfolgeadministration 

gestellt sein sollten. Von USA-Rüstungskontrollexperten 

wird eingeschätzt, daß evtl. ein solches sicherheits

politisches Rahmendokument zustandekommen konnte, in dem 

die erreichten Gemeinsamkeiten fixiert werden.) 

Mit der Ankündigung von Reagan, er sei im Fa lle der Nicht

fertigstellung des START-Vertrages bis Mai zu einem weiteren 

Treffen mit M. Gorbatschow bereit, versuche er den Erfolgs

zwang in Abrüs t ungsfragen zu mindern. 

Oie UdSSR soll hinsichtlich ihrer internationalen Aktivi

täten, insbesondere in den Krisengebieten, in ein 

''Programm zur Gewährleistung internationaler Stabilität 

und des Vermeidens bilateraler Konfront~tionen durch Einbe

ziehung in periphere Konflikte" eingebunden werden. Oie 

Reagan- Adminis tr"at ion hält gegenwärtig die Zeit für günstig, 

auch unter Nutzung der Ergebnisse zu Afghanistan, den 

interna t iona len Einfluß der UdSSR weiter zurückzudrängen, 

die auf der UdSSR lastenden ''Sachzwänge'' auch für im Inter

esse der USA liegende Lösungen auf anderen Geb ieten , z. 8. 

der Rüstungskontrolle, zu nutzen. 
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Da Fortschritte in Abr üstungsfragen mit der Reagan-

Administ ration nur noch in einer sehr begrenzten Zeit 

err eichbar sind und wenn nach der Ra ti fizierung des Mit

tels treckenrake tenvertrages in den Abrüstungsgesprächen 

eine längere Pause vermieden werden so ll, müsse die UdSSR 

verhandlungstaktische Flexibilität zeigen, 1~iirde aber mög

lieherweise auch versuchen, den Druck auf die jetzige 

Adm i nistration zu erhöhen. 

Evtl. weitere Fragen dazu: 

Gibt es evtl. Vorste llungen, wie den massiven 

Bestrebungen des Westens, ein Junktim zwischen 

militärischer Ent sp annung und Abriistung einerseits 

und Menschenrechten, Kontakten und Informationen 

andererseits durchzusetzen, wirksam begegnet werden 

soll/kann? 

- Gibt es Er kenntnisse, soweit START-Vertrag nicht 

zustandekommt, wie evtl. sogenannte Rahmenverein

barung/Absich tserklärung aussehen könnte, wie Aus

sichten zum Zustandekommen einzuschätzen? 

- l iegen KfS Erkenntnisse über konkrete Pläne/ 

Aktivitäten rechtskonservativer Kräfte der USA/ 

NA TO zur Verschärfung der bilateralen Beziehungen 

bzw. der internationa len Lage bis zum Gipfeltreffen 

bzw. unmittelbar danach vor? 
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- Liegen KfS beceits E•kenntnisse übec Pläne/Absichten 

feindliche< Kcäfte zuc dicekten Stöcung, zum Auftesten 

decactiger Kcäfte während des Gipfeltreffens in 

Moskau vor, die auch für MfS bedeutsam sein könnten? 

MfS orientiert in politisch-opecativer Arbeit auf <echt

zeitiges Eckennen von Bestrebungen feindlicher Kräfte, 

Menschencechtsprobleme und humanitäre Fragen in sozialisti 

sehen Staaten einschließlich DDR hochzuspielen und evtl. 

als Ansatzpunkte für entsprechende Vorstöße in Moskau 

zu nutzen; 

zu diesem Zweck in sozialistischen Staaten ( auch in DDR ) 


feindliche, oppositionel l e Kcä f te zu provokatocisch

demonstcativen Handlungen zu inspirieren, Unruhe auszu 


lösen, staatliche Organe zu härterem Eingreifen zu vec 

anlassen, 


das alles auszunutzen für Angriffe vor dem Gipfeltreffen 


und evtl. selbst i n Moskau; 


durch Kontakte und Einflußnahme feindlicher Zentren 

und Stellen äußere und innere Feinde (auch reaktionäre 

Kirchenkreise ) zur Abfassung von Erklärungen, Bri efen, 

Pamphleten mit Fordecungen an Reagan bzw. Gen. Gorbatschow, 

an Delegationen, 
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zu öffentlichen Auftritten, Demonstrationen und anderen 

öffentlichkeitswirksamen Aktivitäten zu veranlassen, 

bis zu Maßnahmen gegen die Botschaften und andere 

Einrichtungen der UdSSR und der USA in DDR, 

Reisen nach Moskau durchzufUhren und dort zu versuchen, 

mit öffentlichkeitswirksamen Handl ungen aufzutreten, 

Erklärungen/Petitionen zu verbreiten oder zu Ubergeben, 

Treffen mit oppositionellen Kräften in UdSSR - vor allem 

Moskau - zu organisieren und deren Positionen/Forderungen 

zu unterstUtzen. 
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Zu 2.: Zum Vertrag über die 50%ige Reduzierung der 

strategischen Offensivwaffen 

Außenpolitische Krei se der USA und der BRD sind der Ansicht, 

daß auch bei den noch bevorstehenden Außenministertreffen 

eine Einigung in der Frage der Weltraumrüstung kaum zu 

erzielen sei. Oie Reagan-Administration stimme zwar der 

Kompromißformel von W~shington hinsichtlich der 50%igen 

Reduzierung der .strategischen Offensivwaffen bei zeitlich 

begrenzter Einhaltung des ABM- Vertrages in der Fassung 

von 1972 zu, wolle sich jedoch auch weiter einer ernst

haften Diskussion und Festlegungen über zulässige bzw. 

verbotene Aktivitäten entziehen. Reagan könne aus innenpoli

tischen Gründen keine Fes tlegungen akzeptieren, durch 

die SDI in irgendeiner Form zum Gegenstand amerikanisch

sowjetischer Vereinbarungen wird . 

Militärische Experten der USA zeigen sich weiterhin sehr 

skeptisch in allen Fragen der Verifizierung. Die neuen 

sowjetischen Vorschläge zur Kontrolle des Vorhandenseins 

nuklearer Gefechtsköpfe für Marschf l ugkörper auf Schiffen 

werden als nicht realisierbar angesehen. Amerikanische 

Vorste llungen zur Verifizierung, denen zufolge eine stich -

probenartige Vor-Ort-Kont r olle in Produktionsanlagen, 

in den Silos landgestützter Interkontinentalraketen, auf 

,Luftstützpunkten für strategische Bomber und in Häfen 

der nuklear bewaffneten Schiffe erfolgen könnte, sind 

zwischen den an ihrer Erarbeitung beteiligten Dienststellen 

der USA sehr umstritten. Eine Einigung auf Expertenebene 

ist bisher nicht in Sicht. 
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In bezug auf die Obergrenze von 6000 nuklearen Gefechts

ladungen würde inzwischen in den USA Obereinstimmung be

stehen, daß damit bei relativ geringen Änderungen der 

Zielplanung eine zuverlässige Abschreckung einschließlich 

der Gewährleistung der Nukleargarantie für die Verbündeten 

möglich ist. Nach amerikanischen Expertenberechnungen 

reichen für eine zuverlässige Vernichtung der wesentlichsten 

Ziele in der UdSSR und den WV-Staaten je nach Einsatzvariante 

500 - 2000 nukleare Ladungen aus. 

Hauptziel bleibe die maximale Reduzierung der sowjetischen 

schweren Raketen, die Erlangung einseitiger Vorteile bei 

see- und l uftgestützten Marschflugkörpern sowie eine Be

grenzung der mobilen landgestützten Raketen. Nach Ansicht 

von Kongreßmitarbeitern wollen die Vertreter des Pentagon 

und des Vereinigten Generalstabs den Abschluß der Verhand

lungen verzögern, weil sie der UdSSR weitere Kompromisse 

abzuringen hoffen. 
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Evtl . weitere Fragen dazu: 

- Wie werden die Möglichkeiten eingeschätzt , mit 

den USA Vereinbarungen zur Einhaltung des ABM-

Vertrages zu erreichen? 

Gibt es neue, konkrete Forderungen der UdSSR 

hinsicht lich der weiteren Gültigkeit und der Ein

haltung des ABM-Vertrages? 

Welche Vorstellungen gibt es, wie auf Weiterent

wicklung von SOI, auf Erprobung und Stationierung 

erster Komponenten im Weltraum reagiert werden 

soll? 

Gibt es evtl . Vorstellungen, wie bei Blockierung 

des START - Vertrages und weiterer Abrüstungsschritte 

Abrüs t ungsprozeß weitergeführt werden soll, evtl. 

bestimmte Schwerpunktverlagerung erfolgen soll? 
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Zu J.: Inspektionen entsprechend dem Vertrag tiber die Be

seitigung der Mittelstreckenraketen 

Nach vorliegenden Erkenntnissen 

- sehen die Ausführungsplanungen der amerikanischen Streit 

kräfteführung vor, noch bis zu 2 1/2 Jahren nach 

lokrafttreten des Abkommens bis zu 50 X des Bestandes 

der PERSHING-li-Kräfte in Europa in voller Gefechtsbereit 

schaft zu unterhalten, 

wird die BRD ihre PERSHING-la-Kräfte erst im 1 e t z t e n 


Monat der Reduzierungszeit abschaffen. 


(In der DDR gab es bzw. gibt es 6 Objek•e mit Raketen 

mittlerer und kürzerer Reichweite, wobei aus den Objekten 

Waren und Bischofswerde bekanntlich der Abzug der Raketen 

schon vorzeitig erfolgt ist.) 

USA haben laut Vertrag die Höglichkei•, bis zu 13 Jahren 

nach lokrafttreten des Vertrages Inspektionen auf dem Staats

gebiet der UdSSR, OOR und CSSR durchzuführen. 

Am 31. 3. 1988 hat erste Beratung des Leiters der Mllitärab 

wehr des MfS , Gen. Generalmajor Oietze, mit stellvertretenden 

Leiter der III. Hauptverwaltung des KfS, Gen. Oberst Jepifanzew, 

zu sich daraus ergebenden Erfordernissen stattgefunden. 
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Wir sind bestrebt, bis zur Ratifizierung des Mittelstrecken

raketen-Vertrages unter Nutzung der in Durchsetzung des 

Stockholner Dokuments mit Inspektionen gewonnenen Erfah

rungen die erforderlichen Weisungen z u erlassen, wie unter 

diesen Bedingungen militärische Geheimnisse weiter zu 

s~chern, Abwehrarbeit gegen Spionageaktlvitäten usw. zu 

organisieren. 

Evtl. we itere Fragen: 

Sehen die sowjetischen Genossen neue Aspekte der 

operativen Zusammenarbeit bei der abwehrmäßigen Ab 

sicherung der Inspektionsaktivitäten auf DDR- und 

UdSSR- Territorium? 

Wird Notwendigkeit/Zweckmäßigkeit engerer Abstinmung 

hinsichtlich aller Erfordernisse, die sich aus lnspek 

tionen ergeben, gesehen? 

Nach Ankündigung Gen. Jepifanzew soll im KfS spezielle 

Datenbank geschaffen werden, in der alle Informationen 

zu den Personen der Inspektion, Hittel und ~lethoden 

ihrer Arbeit, erkannte Feindaktivitäten gespeichert 

werden sollen . 
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MfS tritt für Verwirklichung des bereits abgestimmten 

Vorschlages ein, derartige Informationen nur im Rahmen 

von SOUO zu erfassen und zu speichern, also keine 

extra Datenbank mit gesonderter Informationsaufberei

tung, extra Informationsflüssen usw. zu schaffen. 

Oie Funktion von SOUD als multilaterales Informations

systemder Bruderorgane sollte auch in diesem Sinne 

weiter gestärkt werden- MfS setzt alles daran, seiner 

Verantwortung im SOUO gerecht zu werden. 

Welche Möglichkeiten werden von sowjetischen Genossen 

für die eigene Aufklärung bei Inspektionen in USA 

und westeuropäischen Ländern gesehen, besonders auch 

hin~ichtlich der Nutzung, Oberprüfung und Ergänzung 

evtl. bereits vorhandener Angaben zu den jeweiligen 

Objekten, Truppenteilen, Technik usw. 

Inwieweit wird dabei auch Nutzung von Erkenntnissen 

der Bruderorgane mit in Betracht gezogen - ein~chlieOlich 

der Auswertung von Ergebnissen im Rücklauf? 
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Spezielles Prob lem bei westlichen Inspekt ionen: 

Bekanntlich gibt es in DDR Militärverbindungsmissionen 

der drei Westmächte, die beim Oberkommandierenden der GSSO 

akkreditiert sind. 

(Tätigkeit der MVM beruht auf londoner Abkommen über die 

Kontrolltätigkei t in Deutschland vom 14 . November 1944 

und den darauf basierenden bila teralen Vere inbarungen zwischen 

dem Oberkommand ierenden der GSSD und den Oberkommandierenden 

der drei westlichen Besatzungstruppen in Deutschland. 

Gegenwärt ig gehören den in Potsdem statio nie rten MVM insge 

samt 127 Militärpersonen - Großbr itannien 5B, USA 36, 

Frankreich 33 - an, die in der Regel rund um die Uhr mit 

34 Kraftfahrzeugen au f dem Terr itori um der DDR - ausge

nommen der Haupts tadt der DDR, Berlin, in der die Militär -

Inspektionen der USA, Großbritanniens und Frankreichs tätig 

s i nd- intensive Aufklärungst ätigkeit betreiben.) 

Hauptr ichtungen der Aufk lärungstätigkeit der MVM bilden: 

- Erkundung und mil itärische Aufklärung von Objekten und 

Einrichtungen mit strategische r Bedeutung; 
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- Feststellung und Dokumentation neuer bzw. vervollkomm

neter Waffensysteme bis in Details (besonders bei Manövern, 

Ubungen, auf Transport- und Marschstrecken); 

- Feststellung jeglicher Veränderungen in den Kräfte

gruppierungen und des Realisierungsstandes internatio

naler Abkommen und Vereinbarungen. 

Dem MfS liegen (intern) Informationen vor, aus denen hervor

geht, daß die MVM offenkundig offiziell in die Inspektions 

tätigkeit einbezogen werden sollen/wollen. 

In diesem Zusammenhang beachtenswert: 

- Der Chef der MVM der USA hat sioh bereits an Oberkommando 

der GSSO mit entsprechendem Ansinnen gewandt; sei abgelehnt 

worden; 

- es erfolgt bereits ein Einsatz ehemaliger Angehöriger 

der MVM als Inspektoren bzw. Leiter von Inspektionsgruppen; 

MVM-Besatzungen werden zur Voraufklärung in Gebieten 

tätig, in denen Inspektionen erfolgen. 
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Evtl. Fragen: 

Gibt es evtl. auf sowjetischer Seite auch Pläne/Vor

stellungen, die MVM der UdSSR in der BRD in die Inspektions

tätigkeit einzubeziehen? 

Da sich damit auch der politische und rechtliche Status 

der MVM in bestimmtem Umfange verändern würde, sollte 

eine entsprechende Abstimmung auch mit zuständigen 

Organen der DDR erfolgen. 
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Zu A.: Zum angestrebten Verbot der cnemischen Waffen 

Nach unserem Erkenntnisstand wurden bei bisherigen Verhand

lungen über entsprechende Konvention noch keine durch

greifenden Ergebnisse erzielt. USA und Frankreich halten 

dennach an Positionen zur Blockierung oes Abschlusses 

einer entsprechenden Konvention fest. 

Mit Produktionsbeginn binärer chemischer Waffen in USA 

am 1. 12. 1987 neues Hindernis für Verbot der chemischen 

Waffen. Daneben offenkundig weitere Bestrebungen, ein 

umfassendes Verbot durch Teilschritte zu umgehen , mit 

''großen Lücken '' im Bereich der Verifikation zu operie ren. 

Nach Kenntnis von BRO-Regierungskreisen fühle sich die 

Reagan-Administration nicht unter Zeitdruck. 

Kreise de~ BRO halten es intern für wenig wahrschelnlich, 

daO noch 1988 die bestehenden Probleme für eine Konvention 

gelöst werden könnten. Eine rasche Fer•igstellung der 

Konvention rein technisch wäre nur möglich, wenn beide 

Großmächte zielstrebig darauf hinarbeiten. Diese Absicht 

sei zwar bei der UdSSR, nicht aber bei den USA zu erkennen. 
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Evtl. weitere Fragen dazu: 

- Welche Erkenntnisse liegen aus den bilateralen 

sowjetisch-amerikanischen Konsultationen über die 

konkrete Interessenl age der USA zum Abschluß einer 

Konvention vor? 

- Gibt es seitens der UdSSR neue Uberlegungen, um 

USA und Frankreich zu Änderung ihrer Positionen 

zu veranlassen? 

- Vorstellungen zur stärkeren Nutzung des Interesses 

Reihe europäischer Staaten, Organisationen und 

politischer Kräfte zum Zustandekommen einer 

Konvention? 
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konventionelle Abrüstung 

Die Regierung der BRD vertritt wie die Regierungen der 

anderen NATO-Staaten die Auffassung, daß als eine Voraus

setzung für ein Mandat zu Verhandlungen über konventionelle 

Abrüstung die UdSSR und die anderen sozialistischen Staaten 

auf dem KSZE-Folgetreffen in Wien weitere Zugeständnisse 

im humanitären Bereich machen müßten. 

Position der BRD zur konventionellen Abrüstung zeigt, daß 

sie nicht zur Führung von Verhandlungen nach dem Prinzip 

der Gegenseitigkeit bereit ist. Ihr Ende März 1988 dazu 

vorgelegtes Konzept macht vor allem sichtbar: 

Forderung nach Reduzierung der Truppenstärken und wichtiger 

Waffensysteme (Kampfpanzer, Schützenpanzer, Artilleriege

schütze ) auf gemeinsame Obergrenzen ist faktisch auf 

einseitige Abrüstung der Staaten des Warschauer 

Vertrages 

gerichtet. 

BRD will stark asymmetrische Reduzierungen zu Lasten der 

sozialistischen Staaten erreichen. 
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Bedeutenden Reduzierungen der Streitkräfte und Rüstungen 

der sozialistischen Staaten würden lediglich symbolische 

Reduzierungen der NATO gegenüberstehen. Also wesentliche 

Beschränkungen nur für die mil itärischen Kräfte der sozia-

Iistischen Staaten, aber nicht für NATO. 

(Beispiele: Nach offiziellen Vorstellungen (NATO) wären 

zu reduzieren: 

Warschauer Vertrag NATO 
Kampfpanzer: 25 000 800 

Schützenpanzer: 11 000 400 

Art.-geschütze: 22 000 400 

Divisionen: 80 2) 

Evtl. weitere Fragen: 

Gibt es aktuelle Erkenntni sse dazu , wie d i e Ausarbeitung 

des Verhandlungskonzepts der sozialistischen Staaten 

weiter erfolgen soll? 

Sollten unsere Positionen zum militärischen Kräftever

hältnis in Europa in Öffentlichkeit stärker deutlich 

gemacht und westliche Manipulationen offensiver, beweis 

kräftiger entlarvt werden? 

Welche sicherheitspolitischen Erfordernisse werden ge

sehen, wenn unsererseits konkrete Angaben zu Streit

kräften und Rüstungen übergeben und veröffentlicht 

werden? 
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Zu 6.: Zu Absichten des Gegners im Zusammenhang mit dem 

KSZE-Folgetreffen für Kampf gegen Sozialismus 

Nach unseren Erkenntnissen machen NATO/EG-Staaten grundsätzliches 

Entgegenkommen im militärischen Bereich weiter von Zugeständ

nissen Warschauer Vertragsstaaten auf dem Gebiet der mensch

liehen Kontakte abhängig. 

Stimmen dem Bestreben der sowjetischen Delegation zu, ''alles 

zu tun, um dem Wiener Treffen eine größere Dynamik im Inter

esse seiner zügigen Beendigung zu verleihen". Wir sehen 

aber in der Kompromißbereitschaft dort eine Grenze, wo 

politische und sicherheitspolitische Auswirkungen ent

stehen, die nur noch mit außergewöhnlichen Mitteln be

herrschbar sein würden. 

Das betrifft vor allem die Forderungen nach 

Zulassung bzw. Respektierung der Tätigkeit sogenannter 

nationaler und internationaler Helsinki - Überwachungsgrup 

pen, 

eines "Rechts des einzelnen, die Einhaltung der KSZE

Dokumente durch die Staatsorgane zu überwachen", 

einer ''Pflicht zur Beantwortung von Anfragen von 

nichtstaatlichen Organisationen und einzelnen Bürgern''. 
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Diesen Forderungen kann aus der Sicht der DDR nicht zuge

stimmt werden. 

Diese Bestrebungen zielen einveutig auf die Schaffung 

institutionalisierter Einmischungsinstrumente für eine 

permanente Druckausübung gegenüber den sozialistischen 

Staaten ab, auf eine Veränderung der innerstaat lichen . Ge 

setzgebung, um fe indlichen, oppositionellen Kräften eine 

legale Betätigungsmöglichkeit und Berufungsgrundlage zu 

geben. 

Jüngste Entwicklungen verdeutlichen, daß Gegner alle sich 

bietenden Möglichkeiten nut zt, um vor allem das Potential 

der Übersiedlungsetsuchenden in sein strategisches Vorgehen 

gegen DDR einzubeziehen und ein Zusammenwirken/Zusammenschluß 

dieser Kräfte mit anderen feindlichen, oppositionellen 

Personenkreisen zu erreichen (besondere Wi rkungen auf OOR 

durc h umfangreiche verwandtschaftliche/bekanntschaftliehe 

Beziehungen zwischen den beiden deutschen Staaten und 

Westberlin - das sind objektive Größen, die nicht igno

riert werden könn en ). 

Dem Vorgehen dieser Kr äfte wird vor allem mit politischen 

Mitteln begegnet, aber zur Gewährleistung von Sicherheit 

und Ordnung sind unter bestimmten Bedingungen bei Rechts

verlet zungen Repressivmaßnahmen unerläßlich. 

http:innerstaatlichen.Ge


Es ist einzuschätzen, daß politische Stabilität und staatliche 

Sicherheit der DDR (und anderer sozialistischer Staaten?) 

nicht/kaum zu gewährleisten wäre, wenn diese feindlichen 

Kräfte legal wirken könnten, wenn sie offiziell institutio

nalisiert und massiv von außen unterstützt , ständig die 

Mögl ichkeit hätten, sich als sogenannte Dialogpartner des 

Staates zu produzieren, von solchen Positionen Druck auf 

die Partei- und Staatsführung auszuüben sowie durch fort

gesetzte Störaktionen, Hetz- und Verleumdungskampagnen 

das internationale Ansehen der DDR, des Sozialismus zu 

schädigen bzw. zu beeinträchtigen. 

Aus politischen und sicherheitspolitischen Gründen.- auch 

zur Vermeidung ständiger Erpressungs- und Einmischungsver

suche unbedingt notwendig, die Grenzen unserer Kompromiß

bereitschaft eindeutig abzustecken. Die Grenzen liegen 

u. E. dort, wo Menschenrechts- und humani täre Fragen aus 

der staatlichen Souveränität herausgelöst werden sollen, 

wo ein Recht auf Einmischung mit dem Recht auf "Klage'' 

gegen den Staat im KSZE-Rahmen etabliert werden soll. 

Entscheidungen zu solchen grundsätzlichen Problemen können 

nicht von Verhandlungsdelegationen in Wien, wie in Ver

gangenheit anzutreffen, sondern müssen von den Zentralen 

getroffen werden: 
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Zu diesen und weiteren Fragen halten wir die noch engere 

Abstimmung zwischen den Zentralen und die Koordinierung 

des Vergehens der Bruderländer für außerordentlich wichtig. 

(Wurde vom OOR-Außenminister, Gen. Fischer, auch auf Außen-

minister-Beratung in Sofia vorgeschlagen.) 

Evtl. weitere Fragen: 

Welcher Einfluß wird vom KfS auf die Verhandlungs

positionen, insbesondere auf die Beachtung grund 

sätzliche r sicherheitspolitischer Positionen genommen? 

Welche Erfordernisse/Möglichkeiten werden gesehen, 

derartige Standpunkte auch zwischen den Sicherheits

organen mit abzustimmen, ein einheitlicheras Heran

gehen zu gewährleisten; betrifft auch die Umsetzung 

möglicher KSZE-Vereinbarungen un ter sicherheits

politischen Gesichtspunkten der sozialistischen 

Staatengemeinschaft? 
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Zu 7. Gefährl ic he Krisen - und Konfliktherde 

Westliche Kreise sehen Möglichkeiten, im Zusammenhang mit 

Konfliktherden in einigen Regionen die Positionen und 

den Einfluß des Sozialismus und anderer Kräfte des ge

sellschaftlichen Fortschritts zu schwächen/zurückzudrängen 

und die eigenen Positionen zu stärken. 

Im Zusammenhang mit dem Konflikt Irak - Iran konstatieren 

BRD-Regierungskreise Positionseinbußen der UdSSR in einigen 

arabischen Staaten. Die USA werden ihre militärische Präsenz 

in der Golfregion aufrechterhalten und ihre mi li tärische 

Kooperation mit den Golfanrainerstaaten erweitern. 

Im Zusammenhang mit dem Nahostkonflikt zielt die Politik 

der USA auf die Begrenzung des Einflusses der UdSSR in 

dieser Region und darauf, von der UdSSR als Preis für 

die Teilnahme an der Lösung dieses Konflikts Zugeständnisse 

zu erlangen ( verstärkte Ausreise sowjetischer Juden nach 

Israel und Aufnahme diplomatischer Beziehungen zu Israel, 

was zur Belastung des Verhältnisses zwischen der UdSSR 

und den arabischen Staaten führen könnte ) . 

Im Zusammenhang mit dem imperialistischen Kurs im 

südlichen Afrika gegen progressive Regime (besonders 

Mocambique und Angola) ist vor allem zu beachten: 
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Oie Imperialisten beabsichtigen, die Führungen beider 

Länder zu veranlassen, sich mit den konterrevolutionären 

Kräften zu arrangieren. 

Nach USA- und BRO-Einschätzungen reife die Möglichkeit 

heran, die Machtverhältnisse in den genannten Ländern 

zu ändern, Konfliktregelungen nach westlichen Vorstellungen 

durchzusetzen und die UdSSR aus diesem Prozeß herauszuhal

ten. 

Im Zusammenhang mit Nikaragua schätzen BRO- Regierungskreise 

ein, die USA wUrden davon ausgehen, daß di e UdSSR nicht 

an einer Zuspitzung der Situation in der Region interessiert 

sei. Ausdruck dafUr sei ihr Wunsch nach einer Verhandlungs-

Iösung im Nikaragua-Konflikt. Oabei seien die Sandinisten 

zu substantiellen Zugeständnissen gegenüber oppositionell en 

und konterrevolutionären Kräften gezwungen. 

Evtl. weitere Fragen: 

Gibt es bestimmte Pläne/Vorstellungen, mit welchen 

Maßnahmen der imperialistischen Politik wirksamer 

begegnet werden soll, wie dabei die bisherigen 

Positionen des Sozialismus und der progressiven 

Regime gesichert werden sollen? 

Welche Konsequenzen werden für die Tätigkelt unserer 

Organe gesehen, besonders bezogen auf Äthiopien, 

Mocambique, Angola und Nikaragua? 
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Zu 8.: Afghanistan-Problem 

Nach der am 14. 4. 1988 erfolgten Unterzeichnung der Ver

einbarungen über die politische Regelung des Afghanistan

Problems neue politische und politisch-operative Lage ent

standen. 

Sicherlich davon auszugehen, daß Führer der Allianz der 

konterrevolutionären Kräfte auch zukünftig nicht bereit 

sein werden, die Vereinbarungen und die Angebote der afgha

nischen Führung zu akzeptieren. Offenkundig wird von 

ihnen weitere Eskalierung des bewaffneten Kampfes mit dem 

Ziel Sturz des Regimes angestrebt. 

In Einschätzungen von BRD - Regierungskreisen wird davon 

ausgegangen, daß auch die USA am Ziel, den Sturz der 

afghanischen Regierung und eine Erweiterung des USA 

Einflusses zu erreichen, konsequent festhalten werden. 

NATO-Kreise schätzten ein, daß mit einem sowjetischen 

Truppenabzug die Moral, der Zusammenhalt und die Effektivität 

des afghanischen Staatsapparates, der Streitkräfte und der 

OVPA untergraben würden. 

Es gibt aber auch interne Hinweise, nach denen in westlichen 

Kreisen Zweifel an der Realisierbarkelt westlicher Ziel

stellungen zur Ausschaltung der OVPA als politischer Macht

faktor in Afghanistan geäußert werden. 
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Evtl. weitere Fragen: 

Wie werden die Möglichkeiten eingeschätzt, zur 

Sicherung wichtiger Machtposit ionen der DVPA, der 

revolutionären Errungenschaf ten und der weiteren 

progressiven Entwicklung Afghanistans beizutragen? 

Welche Vorstellungen gibt es zur Weiterführung der 

politischen und politisch-operativen Arbeit in bzw. 

gegenüber Afghanistan nach Abzug der sowjetischen 

Truppen? 

Sollen unter diesen neuen Bedingungen Veränderungen 

in der Beratert~tigkeit, der Unterstützung von Parte i , 

Staat, bewaffneteri Kräften, Sicherheitsorganen usw. 

erfolgen? 

Welche politischen Kräfte evtl, in diesem Raum vor

handen, die im Interesse der Sicherung der progressiven 

Entwicklung Afghanistans mit genutzt werden ltönnen, 

insbesondere wie Stärkung der 1nd1schen Positionen, 

Nutzung insbesondere des Verhältnisses Indien-Pakistan? 
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Zu 9 ,: Gegen den Sozialismus gerichtete Pläne, Absichten, 

Aktivitäten des Gegners 

Vorliegende Erkenntnisse zeigen, daß sich Imperialismus 

in antisozialistischer Strategie den neuen Bedingungen 

der internationalen Kl assenauseinandersetzung und Entwick

lung des Sozialismus weitgehend engepaßt hat. 

Das Ziel bleibt jedoch unverändert, wird von Reagan offen 

ausgesprochen und von a l len fUhrenden Kräften de r anderen 

imperialistisc~en Hauptmächte voll mitgetragen - es geht i hnen 

um die Zurückdrängung und letzlieh Liquidierung des Sozialismus. 

Hinsichtlich dieser Einschätzung gibt es sicherlich zwischen 

uns volle Übereinstimmung, 

DarOber kann auch nicht die Verhandlungs- und Dialogbereitschaft, 

können auch nicht die Ergebnisse in Richtung Sicherung und 

Erhaltung des Friedens, der Entspannung, der Erhöhung der 

internationalen ·Sicherheit hinwegtäuschen . 

Wir stimmen voll überein, .daß es keine Alternat i ve zu dieser, 

unserer Politik gibt, daß dieser Weg gegangen werden muß 

im konkreten Wissen darin, welche strategischen Ziele der 

Imperialismus weiter verfolgt . 

Wi r kennen die Lehren Lenins zur Notwendigke it von 

Kompromissen - im I nteresse des Friedens und des Sozialismus, 
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Diese Lehren verstehen wir auch als gemeinsame Verantwortung, 

mit dazu beizutragen, die Partei dabei zu unterstützen, wie 

weit kann jeweils die Kompromißbereirschaft gehen, was i~c 

tatsächl;ich vertretbar, wo müsSen/sollten aber auch deutliche 

Grenzen gezogen werden - im Interesse des Sozialismus/Friedens. 

Nach unseren Erkenntnissen hat der Plan des Gegners einen 

wesentlich höheren Stellenwert erreicht, in den sozialistischen 

Staaren durch ihn nurzbare, seinen Zielen dienende 

''evolutionäre• Veränderungen zu erreichen, sozialistische 

Gesellschaftsordnung vbn innen her aufzuweichen, zu zersetzen 

durch Förderung 

- innerer feindlicher, oppositioneller Kräfte, Entwicklung 

eines Druckpotentials, 

- "politischer Liberalisierung", 

- "ökonomischer Reformprozesse: 

Gegner sieht neue Möglichkeiten der politischen, ideologi

sehen, ökonomischen, diplomatischen und subversiven 

Einwirkung auf und in die sozialistischen Staaten/Staaten

gemeinschaft - dabei besonders auch Bestrebungen zum 

Mißbrauch Abrüstungs - , KSZE- und Oialogprozeß für Er

weiterung gegnerischer Einflußmöglichkeiten. 
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U. E. auch Verstärkung der Angriffe gegen Einheit und 

Geschlossenheit der sozialistischen Staatengemeinschaft, 

zur Schürung von Differenzen, Beeinträchtigung der 

Beziehungen (besonders zur UdSSR), Verunsicherung der 

Verbündeten - unter Nutzung der Entwicklungsprobleme 

in den sozialistischen Staaten und in der Gemeinschaft, 

der unterschiedlichen Auffassungen und Wege zu ihrer 

Lösung. 

Imperialistische Kräfte gehen davon aus, daß Entwicklung 

in UdSSR neue Möglichkeiten für Vorgehen gegen die 

kleineren sozialistischen Länder eröffnen würde. 

Rechnen damit, daß Lösung vorhandener Wirtschaftsprobleme 

die Durchführung tiefgre1fender Wirtschaftsreformen und 

engere Zusammenarbeit mit Westen notwend1g macht; daraus 

wUrden sich wesentliche Möglichkeiten fUr Förderung länger

fristiger Entwicklung im westlichen Sinne ergeben. NATO strebt 

an, eine Ubereinstimmung über die dabei zu verfolgenden lang

und m1ttelfristigen Z1ele in Osteuropa zu erreichen. 

Wirtschaftliche Unterstützung müsse letztlich zu einer 

echten "politischen Erneuerung" führen. 

Zu diesem Zweck "dichteres Netz der Zusammenarbeit 

auf allen möglichen Gebieten schaffen: der Friedenssiche

rung, des Umweltschutzes, der Wirtschaft und des 

Handels, der Technik, der Wissenschaft, der Kultur 

der Reisen und Begegnungen. Daraus entwickeln sich 

die Verzahnungen, Verflechtungen, Abhängigkeiten und 

Forderungen der Menschen an ihre innerstaatliche politische 

Wirklichkeit", die es zur Ourchsetzung der westlichen Ziele 

zu nutzen gilt (führende Vertreter der SPO). 
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Nu t zung alle r Mög l ich ke i ten, vor a l le_ zur Vers tärkung 

des ideologisch en Ka ~pfe s , de r politisch-ideologischen 

Dive rs ion, des ideologIschen Eindr i ngens In sozia lis ti sche 

uee emecne r t . 

We sentli che Sei t e im stra t egi schen Plan und Vor gehen des 

Gegners i st EIn mi s chung i n inne r staatl iche Ang el egenhei ten 

der sozi alis tisc hen Staat en , des "Re cht s" auf Mit sprac he , 

Einwirkung, Ein~ i s chung Ln Vo rgänge in soz ia l is tisc hen 

Staaten. Ni~mt nach unseren Erk enn tnissen st.nd ig zu 

zunehmend unter mißbräuchliche r Berufung au f ~neues DenkenM. 

~P ere5 t rolka~ und "Glasnost", der en wahre r Inhal t ve rfä lSCht 

wird . Dabel aber auch llelgenCh t ete Nutzung von 

Unkla r helten, nicht ge nü g e n de~ Ve rst ehen bestl~.ter 

Pr ozesse, Entscheidungen, Re ak t t onen . 

Wesentl I Ch vers t är kt e Druc ka us übun g zur "OUn ung der 

Systeme" und OU enhei t 1m S1nne der Toler i e r ung an ti 

sozi a l is tIschen Gedankengu tes, bürge rl icher Ideolog ien, 

der Existen z und Ak t iv itäten Innerer f e i ndl i Che r oppo 

sitionelle r Kräf te, der legalen TätIgkeit sogenannt e r 

st a at l i ch unabhän gi ge r oppositIoneller OrganisatIonen, 

Gruppen. 
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Oieses Vorgehen hat u. E. neue Qualität erreicht, ist 

zu einem entscheidenden Bestandteil im gesamten Vorgehen 

des Gegners von außen und innerer feindlicher Kräfte 

geworden. 

Offenkundig notwendig, bei Weiterführung politischen 

Auseinandersetzung mit diesen Kräften und ihren 

Plänen dennoch entschiedener auch mit straf

prozessualen und strafrechtlichen Mitteln gegen 

antisozialistische Handlungen/Rechtsverletzungen 

vorzugehen. Feinde allein mit politischen Mitteln 

zu bekämpfen, kann zu gefährlichen Entwicklungen 

führen, die dann Einsatz von Mitteln erfordern, 

die mit erheblichen politischen Auswirkungen 

verbunden sind . 

Erhöhte Aufmerksamkeit nach unseren Feststellungen 

auch, bei Besuchen westlicher Politiker in sozialisti 

schen Staaten zunehmend Zusammenkünfte/Gespräche mit 

feind l ichen, oppositionellen Kr äften durchzuführen. 

DDR ebenfalls mit zunehmenden Versuchen konfrontiert, 

politische Beziehungen, Kontakte, Besuche westlicher 

Delegationen und Politiker für ~ie unmittelbare Unterstützung 

innerer feindlicher, oppositioneller Kräfte zu mißbrauchen, 

sie international aufzuwe r ten, ihren Handlungsspiel raum 

zu erweitern, ihnen einen legalen Status und völkerrechtliche 

Berufungs- und Bestätigungsgrundlagen zu schaffen. 
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Unsere Erkenntnis se besagen, es geht ihnen um die Schaff ung 

eines handlungsfähigen, organisierten, von außen unter 

stützten und gesteuerten inneren Oppositionspotentials, 

das von Regie rung geduldet werden müßte, dem sie Rechnung 

tragen müßte. 

Unsere Posi tion dazu: Nicht zulassen, daß Verwirklichung 

dieser Ziele, derartige Treffen/Kontakte Bestandteil 

offiz ieller Besuche werden; desha l b Ei nfluß über 

diplomatische Kanäle, Aufforderung, derartige 

geplante Aktivitäten zu unterlassen oder auf Be

such zu verzichten; ·Ourchsetzung von Reisesperrmaß

nahmen gegen Personen, die maßgebliche Funk tion 

bei Steuerung innerer fe indlicher, oppositionel l er 

Kräfte einnehmen sollen. 

Besondere Probleme durch Tolerierung entsprechender 

gegnerischer Bestrebungen in anderen sozialistischen 

Staaten. 

{Ausgangspunkte f ür politisch-ideo log ische Diversion 

zunehmend auch subjektivistisch gefärbte Einschätzungen 

besonders sowjetischer - vereinzelten auch anderer 

sozi alistischer Staaten - Historiker, Kulturschaffender 

und Journalisten zur Entwicklung des Sozialismus, zu 

sogen annten weißen Flecken, Versäumnissen, Mänge ln, 

Fehlen t scheidungen. 
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Bei Anerkennung Notwendigkeit der ''Au f ar beitung'' 

und Auseinandersetzung damit doch Frage verbunden, 

welchen Zi elen dient das , wenn En twickl ung des 

Sozialismus - verallgemeinert au~gedrückt - a ls 

Ke tte von Fehlern da rges tellt wird, damit de r 

antisczialistischen , antisowje tischen Propaganda 

ständig neue Muni tion geliefert, von parteilichen 

Einschätzungen prinzipiell abweichenden Subjekt iv1stischen 

Auffassungen ungehinderten Raum geboten wird. Stößt 

bei ehrlichen Geno:sen zunehmend auf Unverständnis, 

be1 feindlichen Krä ften verbre ite t auf UnterstUtzung, 

nutzen mit als "Grundlagen" für ihr antisozia l isti sches 

Wirken.) 

Gegner ist bestrebt, dem Sozialismus zunehmend eine n 

Mangel an Demokratie, Freiheit und Menschenrechte vor 

zuwerf en, rechnet mit entsprechenden Wirkungen in breiten 

Bevölkerungskreisen, mit wachsendem Druck im Sinne 

seiner Zi ele und Absichten, 

- der Verbreitung von bürge rl ichen Auffassungen und 

Vorstellungen zu diesen Problemen und dementsprechender 

Handlungen/Entscheidungen der staatlichen Organe, 

der Er zeugung von Druck au f die staatlichen Organe, 



d:,tu 

Ofl0133 

- die Durchsatzung eines Rechts auf antisozialistische 

Tätigkeit feindlicher oppositioneller Kräfte und 

deren Unterstützung und Steuer ung durch den Gegner 


von außen, 


die Durchsatzung eines Rechts auf völlige Freizügigkeit, 

als Inbegriff persönlicher Fre iheit. 

Interne Erkenntnisse bestätigen, daß sich Gegner davon 


wachsende Einflußmöglichkeiten verspr icht, mit bestimmter 


Oefensivposition/weitgehender Kompromißbe re itschaft 


der sozia listischen Staaten dabei rechnet. 


(In diesem Zusammenhang Frage, ob Hinweise zutreffend, daß 


in Moskau ein Büro der sozialdemokratischen Friedrich-Ebert-


Stiftung eröffnet werden soll. 


Gehen davon aus, daß Charakter dieser Stiftung als ideolo 


gisches Leitungsinstrument der SPD-Führung, vor allem für 


ideologische Einwirkung in sozialistischen Staaten und 


Beeinflussung von national befreiten Staaten und Befreiungs


bewegungen,hinreichend bekannt. 


Worin wird Sinn der Einrichtung eines solchen Büros 

in Moskau gesehen, welche Aufgaben soll es wahr

nehmen, welche Betätigungsmöglichkeiten soll es 

erhalten, was wird davon erwartet?) 
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Sehen auch zunehmende Bestrebungen, ''marktwirtschaftliche'' 

Vorstellungen in sozialistische Staaten hineinzutragen, 

entsprechende Kräfte zu fördern, existierende komplizierte 

Probleme/Schwachstellen zur Verwirklichung entsprechender 

Vorstellungen zu nutzen. 

Gleichzeitig Weiterführung der imperialistischen Embargo

Politik, Verschärfung der Kontrolle über Expartverbote, 

um Wirksamkeit weiter zu erhöhen, zugleich auch neue 

Abhängigkeiten zu schaffen. 

In BRD aktuell Uberlegungen, wie eine Aktivierung der 

Beziehungen zur UdSSR genutzt werden könnte für Er

schließung neuer Möglichkeiten für Einwirken auf und 

in die DDR und andere RGW-Mitgliedsländer (dabei besonders 

Forderung und Ausnutzung nationaler ökonomischer Interessen). 
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Einige spezielle Erkenntnisse zum Vorgehen des Gegners 

gegen DDR. 

Hauptsächliche Stoßrichtung des Gegners: 

Auf der Grundlage der wesentl ich verstärkten ideologischen 

Einwirkung unter Nutzung aller Möglichkeiten ein breites 

Druckpotentia l zu schaffen, das von Feinden, kriminellen 

und dekadenten Kräften bis hin zu politisch schwankenden, 

irregeleiteten und unzufriedenen Personen reicht. Ziel 

ist, möglichst breite Front von Kräften zu mobilisieren, 

die sich mit äußerer Unterstützung zunehmend in eine 

offene Konfrontation gegen sozialistische Staats- und 

Gesellschaftsordnung stellt, zu öffentlichkeitswirksamen 

Handlungen gegen unsere Rechtsordnung übergeht und 

Partei- und Staatsorgane ständig herausfordert. Es 

soll ein enger ZusammenschluG, ein möglichst einheitliches 

und abgestimmtes Zusamme nwirken verschiedenartiger 

feindlicher, oppositioneller und negativer Kräfte erreicht 

werden; es sollen Gruppen/Gruppierungen etabliert, 

also bestimmte Organisa-tionsformen geschaffen werden, 

die als sogenannte staatlich unabhängige Interessenver

treter, legal anerkannt und respektiert als gesellschaft 

liehe Kraft Einfluß auf die Politik im Interesse der 

Durchsatzung gegnerischer Ziele nehmen. 
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In Auswirkung dessen gegenwärtig massive Versuche im 

Innern der DDR, ein abgestimmtes Handeln und die gegen

seitige Unterstützung von Kräften politischer Unter 

grundtätigkeit, Obersiedlungsersuchenden und reaktionären 

Kirchenkreisen und ihr noch engeres Zusammenwirken 

mit gegnerischen Einrichtungen und Kräften aller Schattie

rungen zu erreichen. Diese Kräfte treten wesentlich 

aktiver und agg res siver auf (siehe versuchte Teilnahme/Provo 

kationen anläßl ich Liebknecht/Luxemburg-Gedenkdemons t ration 

17. 1. 1988 in Berlin; Pläne zur Störung Demonstrationen 

u. a. Veranstaltungen anläßlich bevorstehenden 1. Mai). 

Streben nach Konfrontation; ständige Versuche, Staat 

zu provozieren, ihn zu weitergehenden Maßnahmen herauszu

fordern. Besondere Gefahren durch vorhandenes, ständig 

noch wachsendes Potential an Ubersiedlungsersuchenden, 

die in diesem Sinne für provokatorisch-demonstrative 

Aktivität en zu mobilisieren ve rsucht werden. 

(Probleme, dieser Entwicklung Einhalt zu gebieten, 

wirksamen Zurückdrängungspr ozeß zu organisieren, 

von erfolgten Obersiedlungen ausgehende bestimmte 

Sogwirkung einzudämmen.) 
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In diesem Zusammenhang erhebli che Intens i vierung des 

Zusammenwirkens äußerer und i nnerer Fei nde - breite 

Pa lette s ubvers iv in ODR hineinwirkender Kräfte, 

Ve r t re t er Bundestagsparteien, besonders Ral le SPD, 

Grüne, Alternative Liste Westberlin, Spalterkräf t e 

Hesteuropäischer Fr iedensbewegung, sogenannte Menschen

rechtsorganisa tionen , z. 8. Internationa le Gesellschaft 

f ür Mensch enrechte (IGfM), ''Ableger '' angeblich auch 

in UdSSR, ehema lige DDR-B ürger, besonders wegen s taa t s 

feindlicher Tätigkeit Verurteilte, geheimdienstlich 

gesteuerte Mitarbeiter westlicher diplomatischer Ve r 

tr e t ungen und akk redi tier'te Korrespondenten. 

Gleithzeitig wesentlich eskalierte Hetz- und Ve rleum

dungskampagne westlicher Medien, besonders Rundfunk

und Fernsehstationen (ein sch ließli ch privater Rundfunk

sender) gegen DDR. 
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Zur Förderung und Ausnutzung nationaler Besonderheiten 


und Probleme: 


Politische und gesellschaftliche Ordnung in BRO wird 


von führenden Kreisen BRO als Modell eines ~gee1nten 


Deutschland" betrachtet. 


Thesen von der "Einheit der Nation" und vom "Zusammen

gehörigkeitsgefühl aller Deutschen" bleiben wesentliche 


Grundlagen ihrer Politik. 


Entwurf Strategiepapier COU der BRD verdeutlicht revanchi 


stische Ziele (Pflege des ''deutschen NationalbewuOtseins", 


"Grenzen dur ch l ässig''machen und überwinden durch ''Mensch

lichkeit und Ve r s t ändigung'' ). 


Erhöhte Anstrengungen des Gegners, im Sinne ''Einheit 


der deutschen Nation" politisch-ideologisch auf Bevölkerung 


der DDR einzuwirken. 


Gegner nu<z< für subvers1ves Vorgehen solche begünst1genoen 


Bedingungen wie 


- zunehmende Kontakte und Begegnungen zwischen Bürgern 

beider deutscher Staaten (beachtliche Reaktivierung 

verwandtschaftlicher und bekanntscha:tlicher Verbtndungen) , 

- wachsende Verblndungen zwischen Organisationen und 

Einrichtungen (insbesondere Bereiche Ökonomie, Wissenschaf t , 

Kultur, Städtepartnerschaften). 
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Verstärkte Versuche, unter Jugend der DDR Fuß zu fassen, 


bestimmte jugendliche Personenkreise in Oppos ition gegen 


Staat zu drängen. 


Wesentliche Aktivierung gegnerischer Bestrebungen: 


Kirchen in DDR in Rolle legaler Opposition gegenüber 


Staat zu drängen, als schützendes Dach für antisozialisti 

sehe Kräfte und deren Aktivitäten zu profilieren, d. h., 


Kirchen sollen politisiert und zu gesellschaftlichem 


Machtfaktor entwickelt werden. 


Bestrebungen, sogenanntes Wächteramt gegenüber Staat 


einzunehmen und Mitspracherecht in gesellschaftlichen 


Fragen zu erzwingen, sich offen in staatliche Angelegenheiten 


einzumische n. 


Teilweise Übereinstimmung der inhaltlichen Forderungen 


Kirche mit denen feindlicher, oppositioneller Kräfte 


(besonders Unterstützung Ubersiedlungsersuchender; 


nach mehr ''Freizügigkeit'' bei Reisen; ziviler Wehrersatz

dienst statt Wehrdienst u. a.). 


Besonders reaktionäre kirchliche Amtsträger unterstützen 


feindliche, oppositionelle Kräfte durch Zurverfügungstellung 


kirchlicher Räumlichkeiten und Mißbrauch anderer für 


Ausübung religiöse r Tätigkeit eingeräumter Möglichkeiten. 
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Position MfS zur wirksamen Bekämpfung feindlicher, 

oppositioneller Kräfte im Innern: 

- Hauptweg ist politische Auseinandersetzung, 

Einsat z politischer Mittel. 

-Gegen Initiatoren/Organisatoren/Rädelsführer 

von Zusammenschlüssen, von öffentlichkeitswirk

samen provokatorisch-demonstrativen Zusammenrottungen, 

gegen Provokateure werden differenziert strafrecht

liehe, strafprozessuale und ordnungsrechtliche 

Mittel angewandt; Hauptschlag gegen erkannte 

Führungskräfte, mit gegnerischen Einrichtungen 

und Kräften zusammenwirkende Feinde. 

- Gegen weitere oppositionelle Kräfte, in Handlungen 

einbezogene Sympathisanten und Mitläufer Anwendung 

eines breiten Instrumentariums politisch-ideologi

scher, arbeitsrechtlicher und anderer rechtlicher 

Möglichkeiten (Belehrungen, staatliche Beauflagun

gen usw . ); wenn damit keine Oisziplinierung 

erreichbar, weitere. Rechtsverletzungen, dann 

auch hier differenzierter Einsatz strafrechtlicher 

und strafprozessualer Mittel. 
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Zum Vorgehen im Zusammenhang mit Kirchen: 

-Mit allen geeigneten politisch-operativen M1tteln, 

im engen Zusammenwirken mit staatlichen und 

gesellschaftlichen Kräften, realistischen Kirchen

kräften und kirchlich gebundenen Bürgern und unter 

Führung Partei wird unter Nutzung aller Möglichkeiten 

Oi fferenzierungsprozeß in evangelischen Kirchen 

vorangetrieben; Ziel besonders, politisch realistische 

Kräfte zu stärken und zu profilieren. 

- Al le Handlungen des politischen Mißbrauchs der 

Kirchen werden dokumentiert und durch Staatsapparat 

aktuell mit zuständigen kirchenle1tenden Kräften 

ausgewertet, dabei staatliche Erwartungshaltung 

vorgetragen . 
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Zu 10.: Vorkommnisse mit Nationalitäten, nat~onalistischen 

Kräften 

{Hinweis für Gen. Minister: 

Gen. Jakowlew auf Beratung der Sekretäre für ideologische 

Arbeit der Bruderparteien: 

Zur nationalen Frage gesonderte Tagung des ZK der KPdSU 

vorgesehen. Einige Situationen hätten "zugespitzten 

Charakter" angenommen . Orientierung sei Kampf gegen 

Nationalismus, Chauvinismus, Zionismus, Antisemitismus, 

Überlegenheitsdenken, Verachtung anderer Völker bis Rass is

mus. 

Festgestellt: 

- Positionen ant isozi alistischer Kräfte würden stärker, 

wenn eigene Schwierigkeiten nicht analysiert würden. 

- Positionen würden an Kraft verlieren, wenn diese Probleme 

gelöst werden . 

Gen. Tschebrikow laut TASS vom 13. 4. 1988: 

Westen schürt Nationalitätenprobleme in UdSSR. Geheimdienste 

der imperialistischen Mächte und andere sowjetfeindliche 

Zentren aktiv an extremistischen nationalistischen Aktionen 

beteiligt. Warnung, Gefahr zu unterschätzen.) 
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Diese Fragen zu Vorkommnissen mit Nationalitä t en, nationali

stischen Kräften nur gestellt, weil der Meinung, daß es sich 

hierbei um Fragen handelt, die nur vom Klassenstandpunkt her 

zu s~ellen, vom Standpunkt der Macht, de r Sicherung und 

Stärkung des Sozialismus. 

• 

Welche Kräfte sind in der Lage, die Nationalitä tenprobleme 

als Fahne zu benutzen. 

Evtl. we i tere Fragen: 

Gi bt es po l i t isch und operativ beachtenswerte Erke nnt 

nisse darüber, wie sich diese Vorgänge bis hin z~ 

den gef ähr lich en Vo r kommnissen entwickeln konnten, 

ohne daß seitens der Partei, staatlichen Organe, Sicher

heitsorgane recht zeitig Feststellungen über bestimmte 

Zuspitzung der Situat i on, Entwicklung der Reaktion 

i n Gruppen , B~völke r ungskre isen, Organisierung und 

Wirksamwerden extrem nationalistischer Kräfte, evtl. 

Steuerung von außen usw. getroffen wurden? 

Wu rd en evtl . bereits bestimmte Sch l ußfol gerungen 

daraus abge l eit et, di e auch für unser e Ar be it/evtl. 

auch für unser Ve rs tändni s zu die s ~n Entwi ckl ungen 

und Vorgängen bedeutsam sind? 
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Wel che feindlichen Kräfte wurden und werden aktiv, 

welche Drahtzieher und Hinter männer ? 

Gibt es eindeutige Erkenntnisse Uber Steue~ung durch 

westliche feindlic he Zen t ren, besonders Geheimdienste? 

Gibt es evtl. auch bestimmte akt uelle Erfordernisse 

i m Hinblick auf Kräfte der deutschen Minderheit in 

der UdSSR? 
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Zu 11.: Umgestaltung in UdSSR und Wirken feindlicher Kräfte 

in sozialistischen Staaten 

Nach vorliegenden internen Informationen aus NATO-Kreisen 

wird von Einrichtungen der NATO- Staaten intensiv an der 

Analyse der inneren Lage in der UdSSR gearbeitet. Proble~e, 

die sich daraus für das Einwirken auf die UdSSR und die 

Politik der NATO ableiten lassen, sind Gegenstand kontinuier

licher Kons ultationen bis zur Ebene des NATO-Rates. 

Gegenwär t ig noch starke Verunsiche rung über die Bewertung 

der inneren Situation in der UdSSR, über das Ausmaß der 

Veränderungen in Gesellschaft und Wirtschaft, über deren 

Rückwirkungen auf die anderen sozialistischen Länder sowie 

über die Einheitlichkeit und die Fähigkeit der sowjetischen 

Führung zu= Durchsatzung der proklamierten Ziele festzustellen. 

(Teilweise zunehmend Spekulationen über "Gruppierungen• 

1n der Führung der KPdSU und im Zusammenhang mit der Partei

konferenz zu erwartende Veränderungen.} 

Zentren der politisch-ideologischen Diversion reagieren 

breit und intensiv auf Entwicklungen/Ereignisse/Vorkommnisse 

in UdSSR, auch auf Erscheinungen des "Widerstandes gegen 

Umgestaltung•. Verweisen dabei häufig auf konkrete Quellen 

aus "Dissidenten '' - Kreisen, au f die ve rschiedenartigsten 

Organi s ationen, Gruppierungen derartiger Krijfte, auf von 

ihnen her aus gegebene Publikatione n , abgegebene ''Erklärungen'' 

u. a. m. 
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Nach unseren Einschätzungen - stark verallgemeinert, aus 

der Sicht von Außenstehenden - zielen Inh alt der von BRO/ 

Westberl i n ausgehenden ideologischen Einwirkung besonders 

auf 

- für westliche Einflüsse aufgeschlossene Intellektuelle 

(als Multiplikatoren entsprechenden Gedankenguts), 

- Personengruppen, bei denen nationale Emotionen ausge

löst werden können, 

- kirchlich gebundene Kre ise (1988 Jahrtausendfeier der 

Christianisierung Rußlands). 

Evtl. weitere Fragen: 

Welche Pläne/Vorstellungen bestehen, bestimmte organi

satorische Zusammenschlüsse ("Pamjat" u. a.) von feind-

liehen, oppositionellen Kräften, soweit es sich um 

solche handelt, mit rechtlichen Mitteln zu verhindern 

bzw. aufzulösen, offizielle Aktivitäten zu unterbinden 

bzw. einzuschränken, damit auch rechtliche Grundlagen/ 

Voraussetzungen für ein Vorgehen gegen einzelne Personen, 

besonders Führungskräfte, Inspiratoren , Organisatoren, 

zu schaffen? 
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Welche Erkenntnisse/Erfahrungen hinsichtlich der 

Anwendung politischer Mittel gegen solche offenkundig 

antisozialistlsc~Organisationen und Kräfte liegen 

vor, in welchen Richtungen soll auf diesem Gebiet 

weiter gearbeitet und durch wel~he e\tl. staatlichen 

Maßnahmen soll dieses Vorgehen unterstützt werden? 

(Wodurch kann/soll eine Erweiterung und Legallsierung 

der organisatorischen Basis feindlicher, opposltio

neller Kräfte verhindert werden?) 

Welche Möglichkeiten/Erfordernisse für eine stärkere 

Zusammenführung der Erkenntnisse über Pläne und 

Aktivitäten antisozialistischer Kräfte in allen 

sozialistischen Staaten - besonders über deren Zusammen

wirken mit gegnerischen Zentren und Krätten von außen 

und über den nationalen Rahmen hinaus - werden gesehen? 
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Zu 12.: Politik der UdSSR gegenüber der BRD, Treffen auf 

hcichster Ebene 

Das Verhältnis der BRO zur UdSSR 

wird in zunehmendem Maße von Bestrebungen führender poli

tischer Kreise der~RO geprägt, den ostpoli~ischen Kurs 

den veränderten innen- und außenpolitischen Bedingungen 

der UdSSR und anderen sozial1stischen Staaten anzupassen. 

Damit soll auch der außenpolitische Handlungssplelraum 

der BRO wieder erweitert werden, um den spezifischen westdeut

schen Interessen gegenüber den sozialistischen Staaten 

besser Rechnung tragen zu können. 

BRO-Führ ungskreise verbinden damit spekulative Zielstellung, 

ein verbessertes Verhältnis zur UdSSR zur Einflußnahme 

auf die außenpolitische Strategie der sozialistischen Staa

tenge~einschaft, vor allem in der Sicherheitspolltik, nutzen 

zu können. 

In der 8RD gibt es auch Spekulationen, die UdSSR zur Ver

änderung ihrer Position in der "Oeutscnlandpolitik" bewegen 

zu können, wobei sowohl e1n Akzeptieren engerer Bindungen 

Westberlins an die BRO als auch eine künftig größere Bereit

schaft der UdSSR erhofft wtrd, kleinere Schritte zu akzep

tieren, die objektiv Ln Richtung einer "Wiedervereinigung'' 

der beiden deutschen Staaten führen könnten. 
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Außenpolitische Kreise der BRD schätzen ein, daß i n Äußerungen 

einiger sowjetischer Politiker und Publizisten einige neue 

Nuancen zur sogenannten deutschen Frage zu erkennen seien. 

Das könnte Ausdruck eines ''neuen Denkens'' im Hinblick auf 

''Deutschland'' se in. Bestimmte Äußerungen würden ein größeres 

Verständnis für den Umstand sichtbar machen, daß die Deutschen 

die ''Teilung der Nation'' weiterhin als Problem empfinden 

(unter den Deutschen bestehe nach wie vor das Gefühl der 

Zugehörigkeit zu einer Nation; die Entwicklung der deut

sehen Frage so llte der Geschichte überl assen werden; der 

Streit Ober den Begriff der deutschen Nation und ihr 

historisches Schicksal sei unergiebig). 

Es sei die Bereitschaft zu erkennenJ der BRD das Recht 

zuzugestehen, von der ''Einheit der Nation'' und der Existenz 

einer ''offenen deutschen Frage '' zu sprechen. 

Ebenso Speku l ationen von BRO-Politikern, man könne ent

sprechenden Druck auf die UdSSR ausüben. In diesem Zusam

menhang immer wieder gezielte Verbreitung von Gerüchten 

über die angebliche Vorbere itung einer deutschlandpoli

tischen Initiative der UdSSR. 
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Evtl. weitere Fragen: 

liegen den sowjetischen Genossen wei•ergehende 

Erkenntnisse über die politischen Hintergründe 

dieser Bestrebungen von BRO-Führungskreisen vor? 

Welche Erfordernisse werden evtl . für die politisch

operative Arbeit hinsichtlich der angekündigten Re~

sen Kohl s in die UdSSR und des Gen. Gorbatschow in 

di e BR O gesehen? 
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Zu 13 .. Westberlin betreffende Fragen 

Nach vorliegenden zuverlässigen Informationen würden die 

Westmächte mlt ihrer sogenannten Berlin-Initiative keine 

unmittelbare Änderung des gegenwärtigen Status ''Berlins" 

anstreben, da sich die im Vierseit igen Abkommen fixi erte 

rechtliche Lage nach ihrer Auffassung bewährt hat. Oie 

in der ''Initiative" und im Aide-m~moire enthaltenen Vor

s~ellungen zielten auf längerfristige, besonders auch 

poliTische riirkungen für spätere En~wicklungen. 

Von dieser Ztels~ellung ausgehend soll die "Berlin-Inttiatlve" 


als Test für die "E=nsthaftigkeit oer Gesprächsbereitschaft 


der UdSSR zu wichtigen internationalen Problemen" gewertet 


und genutzt werden. 


Westberl iner Senatskreise schätzen selbst ein, daß diese 


''Initiative" die Interessen der UdSSR und der DDR kaum 


berücksichtige; sie sei im wesentlichen nur auf die Ver


besserung der westlichen Positionen gerichtet. 


Wir stellen auch fest, daO in Westberlin neue feindliche 


Stellen !ür den Ka•pf gegen die OOP., die UdSSR und andere 


sozialist1sche Staaten gebildet wurden, u. a die privaten 


Rundfunksender "Radio 100" mit speziellem Sendebeitrag 


"Radio Glasnost" und "Radio 100,6''. 
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Evtl. weitere Fragen: 

Gibt es bereits konkrete Vorstellungen über den Inhalt 

der sowjetischerseits (Gen. Kotschemassow) angekün

digten Antwort auf die westliche ''Berlin-Initiative '' 

(bis zum Sommer 1988)? 

Gibt es neue Erkenntnisse zum geplanten UdSSR-Besuch 

des Westberliner Regierenden Bürgermeisters Oiepgen, 

vor allem zu den Zielen und zum Gegenstand der Ge

spräche? 

Gibt es neue Erkenntnisse über die ' weitere Politik 

der Westmächte gegenüber Westberlin zur längerfristigen 

Veränderung des Vierseitigen Abkommens und seiner 

praktischen Anwendung? 

Gibt es evtl. neue Pläne/Vorstellungen auf sowjetischer 

Seite, wie dem begegnet werden soll, wie überhaupt 

auf Bestrebungen, Westberlin immer stärker als ''Land 

der BRO" zu betrachten und zu behandeln, wirksamer 

reagiert werden könnte? 

Zur Einschätzung der Realisierungsmöglichkeiten der 

sogenannten Berlin- Initiative, 

über weitere Pläne zum Ausbau und zur Ausnutzung 

Westberlins als Zentrum antisozialistischer Tätigkeit? 



3~tU 

01)11153 

Einzelprobleme 

Zur versuchten Flugzeugentführung in UdSSR Anfang März 1988: 


MfS interessiert an Erkenntnissen über Tathergang/Vorgehens


weise der Täter, Ursachen/begünstigende Bedingungen 


und an Erfahrungen bei Aktion gegen Entführer/Luftfahrzeug. 


(Hinweis aus Pressekonferenz des Stellvertretenden 


Ministers für Zivilluftfahrt in Moskau am 8. 4. 1988:· 


Sicherheitskon t rollen auf Flughäfen UdSSR sollen verbessert 


werden. Fluggäste würden genauer kontrolliert. Engere Zusammen


arbeit mit Fl ughäfen außerhalb der UdSSR werde angestrebt. 


Welche Erfordernisse daraus evtl. für Zusa mmenarbeit der 


entsprechenden Linien des KfS - MfS? 


~ie Veröffentlichung in ''Komsomolskaja Prawda'' vom 

13. 3. 1988 zu verstehen, wonach gerichtl i che Unter

suchungen zur Aktion gegen Entfü hrer erfolgen; Zweifel 

an Notwendigkeit der Verhinderung der Entführung auf 

sowjetischem Territorium, da die '' Luf tpi raten nach einer 

Landung in London ohnehin vor ein englisches Gericht ge

steHt worden wären"?) 
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- Zur Aufdeckung von Nazi-Verbrechen während des 2. Welt

krieges: 

Bi••e um Inforw1erung über Inhalt der Gespräche des 

Genossen Sucharew (1. Stellvertreter des Generalstaats

anwaltsder UdSSR) mit Neal Sher (USA), Leiter des Büros 

für Sonderermittlungen des USA-Justizninisteriums, 

im März in Hoskau, über evtl. Vereinbarungen oder fest 

gelegte Maßnahmen, um diese in weiterer Untersuchungsarbeit 

des MfS zur Aufdeckung von Nazi- und Krie9sverbrechen evtl. 

mit berücksichtigen zu können. 

- Nach offiziellen Verlautbarungen - z. B. von Wjatscheslaw 

Koloskow, Funktionär der sowjetischen Fußball- und Eishockey 

kommission,würde künftig der ''Transfer" von UdSSR-Sport lern 

ab einer entsprechenden Altersgren ze nach kapitalistischen 

Staaten erfolgen (genannt wurden zunächst Fußball- und 

Eishockeyspieler: Oleg Blochin seit März be1 Vorwärts 

S•eyr (Österreich}; Eisnockey-Star-Verteid1ger Fetlsow 

500 000-Dollar-Vertrag amerikanische Prof1llga u. a.), 

sei erst ~nfang einer neuen Regelung. 

Persönliche Meinung zu damit verbundenem Hinweis: 


"Wir wollen das Geld nicht über den Sport stellen, aber 


in Zukunft wird sich einiges ~ndern'' habe ich bereits auf 


30. Konferenz der Sportorganisationen der Schutz- und 

Sicherheitsorgane der sozialistischen Lände r e~ 16. 10. 1987 

in Berlin kundgetan. 
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Die insgesamt damit verbundenen Auswirkungen werden uns, 

die sozialistische Sportbewegung, besonders den Leistungs

sport, vor erhebliche Probleme stellen - abgesehen vom 

Kampf gegen weitere Professionalisierung und Kommerziali

sierung des Sports u. a. Angriffen gegen olympische Bewe

gung. 

Als Vorsitzender der SV Dynamo der DDR (seit 35 Jahren) 

Interesse daran, wie diese Regelungen zum ''Transfer'' von 

sowjetischen Sportlern konkret aussehen, welche Drien

tierungen es evtl. für deren An~tendung " in SV Dynamo der 

UdSSR gibt. 

- Wie offizielle Ankündigung des Generalsekretärs von 

"Interpol" zu werten, ~1on~h seit einem Jahr immer 

mehr Kontakte zwischen ''Interpol'' und UdSSR, so daß 

bald Beitritt der UdSSR zu ''Interpol'' erwartet wird 

(offizieller Antrag wUrde aber noch nicht vorliegen)? 



:·' ~ t _J 

0Hrti:6 

Obersicht über die durch das MfS seit 1986 eingeleiteten Ermittlungsverfahren 
- gegliedert nach Delikten und Staatsangehörigkeit 

1986 1987 1.1.-29.2.88 

EV insgesarrt 2 367 2 195 598 
===:=~==- ---- ===:~=:-- --=::%:==~======== ===,.,-..-=-,.========... =:= 
Verbrechen gegen die ~1enschlictlkei t 3 1 

-------
Spionage 15 11 1 

Landesverräterische llachrichtenüber- 24 23 8 
m.ittlung 

Landesverräterische Agententätigkeit 27 10 7 

Landesverräterische Agententätigkeit 4 4 A 
1. V. mit § 213 StGB 

Staatsfeindl. ~1enschenhande1Arenschen- 4/18 2/U 2/1 
handel 

Staatsfeindliche Het ze 4 1 

Terror 3 

Ungesetzl . Grenzübertritt 973 1 245 133 

Beeinträchtigung staatlicher oder 516 327 26A 
gesellschaftl. Tätigkeit 

Offentliehe Herabwürdigung 239 l}A 25 

Ungesetll. Verbindungsaufnahme 166 91 6 

Sonstige Straftaten gegen die staatl. 76 105 81 
und öffentl. Ordrnng (bes. Rowdytum, 
1/iderstand gegen staatl. ~lallnah:Jen, 
Zusamnensch~oO zur Verfolgung gesetz
widriger Ziele) 

---·----------------
Straftaten gegen cas soz. Eigentun 25 28 

Straftaten gegen die Volkswirtschaft 7 7 

Unbefugter Waffen- u. Sprengnittelbe
sitz 

20 19 3 

Militärstrafta~ 37 17 4 

Zoll:_\!~~-Devisenstraftaten ------------- 5_3 _______~§______ _____ 1 ----

Sonstige Straftaten 133 133 34 
:::::::::::::::::::::::::::::::::::::::::==============:::::::::===~e======== 

davon Angriffe gegen die Staatsgrenze 25 
von BRD und ~lestberlin aus ( Eindringer) 

12 6 
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l.hter den Pe!'SOI1en, gegen die ein EV eingeleitet wuroe, befinden sich folgende 
Ausländer: 

1986 1987 1.1. -29.2.88 


8PJJ-8ürger 35 2A 7 

Westberliner Bürger 22 15 3 

Bürger aus dem sonstigen NS\'1 5 5 l 

Bürger sozialistischer Staaten 61 52 1 

davoR Bürger der VR Polen 35 30 1 

http:1.1.-29.2.88



